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Antrag 

der Abgeordneten Katrin Fuchs (Verl), Gernot Erler, Robert Antretter, Dr. Eberhard 
Brecht, Edelgard Bulmahn, Dr. Herta Däubler-Gmelin, Freimut Duve, Dr. Horst 
Ehmke (Bonn), Norbert Gansei, Dr. Peter Glotz, Dr. Ingomar Hauchler, Dieter 
Heistermann, Erwin Horn, Walter Kolbow, Hans Koschnick, Dr. Klaus Kübler, Robert 
Leidinger, Dr. Elke Leonhard, Markus Meckel, Volker Neumann (Bramsche), Jan 
Oostergetelo, Dr. Hermann Scheer, Dieter Schloten, Dr. Jürgen Schmude, 

Dr. Hartmut Soell, Margitta Terborg, Hans-Günther Toetemeyer, Günter Verheugen, 
Karsten D. Voigt (Frankfurt), Ernst Waltemathe, Barbara Weiler, Gert Weisskirchen 
(Wiesloch), Dr. Norbert Wieczorek, Heidemarie Wieczorek-Zeul, Uta Zapf, Dr. 
Christoph Zöpel, Dr. Peter Struck, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Politische Stärkung und institutioneller Ausbau der KSZE 


Der Bundestag wolle beschließen: • 

1. Die KSZE hat in der Vergangenheit eine zentrale Rolle für die 
europäische Sicherheit und Zusammenarbeit gespielt. Sie war 
in den siebziger und achtziger Jahren ein maßgeblicher Faktor 
der Stabilität, weil sie die politische Konfrontation zwischen 
den Blöcken abgebaut und den Dialog über Grundprinzipien 
des Zusammenlebens der Völker vorangebracht hat. 

Mit der Formulierung eines umfassenden Katalogs der Men- 
schenrechte und der Grundfreiheiten hat sie den tiefgreifen- 
den Wandel in Europa maßgeblich gefördert. Das vereinte 
Europa ist ohne die KSZE nicht denkbar. 

Nicht zuletzt hat die Entwicklung von Vertrauens- und sicher- 
heitsbildenden Maßnahmen geholfen, den Weg zur drasti- 
schen Reduzierung im Bereich der konventionellen Waffen, 
vor allem in den früheren Warschauer Vertragsstaaten, zu 
bereiten. 

Neben diesen Aufgaben hat die KSZE inzwischen zusätzliche 
Verpflichtungen übernommen. Die KSZE ist heute nicht mehr 
ausschließlich ein Forum für den politischen Dialog und für 
das Setzen von Normen für das zivilisierte Verhalten der 
Staaten untereinander; sie befaßt sich nunmehr schwerpunkt- 
mäßig mit Konfliktverhütung und Krisenmanagement. In die- 
sem Rahmen konzentriert sie sich in wachsendem Maße auf 
die Regelung von Konflikten, die sich aus den tiefgreifenden 
Transformationsprozessen in den Gesellschaften Osteuropas 
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und der ehemaligen Sowjetunion ergeben haben. Dazu gehö- 
ren ihre Bemühungen um den Schutz nationaler Minderheiten 
und Friedensmissionen in Krisengebieten, die die Konfliktpar- 
teien zum nicht militärischen Ausgleich ihrer Interessenunter- 
schiede bewegen sollen. Die KSZE ist heute der Ort, an dem 
ein besonders intensiver politischer und sicherheitspolitischer 
Dialog über die künftige Stellung Rußlands in der europäi- 
schen und transatlantischen Gemeinschaft geführt wird. 


2.1 Die besondere Bedeutung der KSZE ergibt sich daraus, daß sie 
als regionale Abmachung nach Kapitel VIII der UNO-Charta 
in der Lage ist, internationale Maßnahmen zur Krisenbewälti- 
gung auf dem Gebiet der KSZE politisch zu legitimieren. 

2.2 Die KSZE ist der richtige Ansatzpunkt für eine neue euro- 
päische Sicherheitsstruktur, weil sie keine bloß westliche, son- 
dern eine gesamteuropäische Institution ist, in der auch Ost- 
europa und die GUS repräsentiert sind. Angesichts der unver- 
meidlich unterschiedlichen Integrationsgeschwindigkeiten in 
Gesamteuropa bietet vor allem die KSZE die Gewähr, daß 
dadurch nicht neue Feindschaften und Brüche entstehen. Sie 
ist daher auch keine Konkurrenz zu bestehenden Einrichtun- 
gen, sondern notwendige Ergänzung: Sie bietet den Rahmen 
für die ständige Konsultation aller KSZE-Teilnehmerstaaten. 

2.3 Mit dem Helsinki-Dokument von 1992 gründet sich die Arbeit 
der KSZE auf ein umfassendes Sicherheitskonzept: die Erhal- 
tung des Friedens ist mit der Achtung der Menschenrechte 
und der Grundfreiheiten verbunden; Solidarität und Zusam- 
menarbeit in den Bereichen Wirtschaft und Umwelt und fried- 
liche zwischenstaatliche Beziehungen sind miteinander ver- 
knüpft. Darauf gestützt kann die Stärke der KSZE darin lie- 
gen, die Ursachen von Spannungen anzugehen und frühzeitig 
Konflikten zu begegnen. 

2.4 Mit der Aufnahme der zentralasiatischen Republiken der ehe- 
maligen UdSSR sind hohe Anforderungen an die Integrations- 
fähigkeit der KSZE gestellt. Andererseits eröffnet sie neue 
Chancen: Die KSZE kann eine wichtige Funktion beim 
Brückenschlag zur islamischen und asiatischen Welt über- 
nehmen. 

3. Die Bundesregierung ist aufgefordert, auf dem Budapester 
KSZE-Folgetreffen, das im Oktober beginnt, Vorschläge zu 
unterbreiten, die es der KSZE ermöglichen, ihre alten und ihre 
neuen Aufgaben wirkungsvoller umzusetzen. 

3.1 Stärkung des KSZE-Normensystems 

Das KSZE-Gipfeltreffen von Budapest sollte einen Verhaltens- 
kodex (Code of conduct) zur politisch-militärischen Sicherheit 
annehmen, der die normativen Grundlagen der KSZE erwei- 
tert und präzisiert. 
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Das Prinzip der Nichtanwendung von Gewalt ist weiter zu 
konkretisieren durch internationale Regeln zur Beschränkung 
von Streitkräfteeinsätzen (Übereinstimmung der jeweiligen 
Militärdoktrinen mit den Prinzipien des Verhaltenskodex; Ein- 
haltung des humanitären Völkerrechts; Verbot des Einsatzes 
von Streitkräften, um die Ausübung von Menschenrechten zu 
beschränken etc.), durch Vereinbarungen zur strikten Zurück- 
haltung bei Waffentransfers und durch die Verpflichtung zur 
demokratischen Kontrolle der Streitkräfte. 

Nützlich sind ferner Regeln zur Zusammenarbeit bei friedens- 
erhaltenden KSZE-Missionen. Vorschläge dazu sind im Ent- 
wurf der Europäischen Union, aber auch anderer Staaten 
enthalten. Aufgegriffen werden sollte der polnische Vorschlag 
über die defensive Ausrichtung der Streitkräfte. 

Die Verabschiedung eines solchen Verhaltenskodex zur poli- 
tisch-militärischen Sicherheit kann dazu beitragen, die Stabili- 
tät in Europa zu erhöhen. Auf Dauer sollte der Kodex - ent- 
sprechend dem erweiterten Sicherheitsbegriff der KSZE- 
auch weitere Aspekte einschließen. Dies gilt besonders für 
Fragen der ökologischen Sicherheit. Diesbezügliche Vor- 
schläge der österreichischen und der ungarischen Delegation 
sollten dabei Berücksichtigung finden. 

3.2 Konfliktverhütung und Krisenmanagement 

In Budapest sollte grundsätzlich festgelegt werden, daß die 
Ausformung der KSZE als verbindlicher internationaler Ein- 
richtung weiter vorangebracht wird. Der Ständige Ausschuß in 
Wien sollte mit der Ausarbeitung eines entsprechenden Regie- 
rungsvertrags betraut werden, damit die KSZE auf den Gebie- 
ten der Konfliktverhütung, des Krisenmanagements und der 
Vertrauensbildung wirkungsvoller handeln kann. Mit der Ver- 
ankerung einer Beitragspflicht für alle Mitgliedstaaten sollen 
die benötigten Finanzmittel und sonstigen Ressourcen für die 
langfristig angelegten Friedensmissionen der KSZE dauerhaft 
sichergestellt werden. 

Notwendig wäre die Vereinbarung allgemeiner Regeln und 
zwingend notwendiger Konsultation beim Einsatz von Dritt- 
streitkräften in anderen KSZE- Staaten. Es sollte dadurch 
sichergestellt werden, daß friedenserhaltende Einsätze bei 
Konflikten zum Beispiel auf dem Gebiet der GUS im Einklang 
mit KSZE- Prinzipien und -zielen stehen. 

Die KSZE hat in Helsinki 1992 beschlossen, daß sie die „Res- 
sourcen und mögliche Erfahrung sowie Sachkenntnis beste- 
hender Organisationen, wie der EG, der NATO und der WEU, 
nutzen kann. '' Die gemeinsame Beteiligung an friedenserhal- 
tenden Missionen und deren Auswertung muß künftig besser 
organisiert und koordiniert werden. 

Mit ihren Langzeitmissionen, den Konsultations- und Dialog- 
möglichkeiten im Rahmen des Ständigen Ausschusses, den 
verschiedenen Frühwarnmechanismen verfügt die KSZE inzwi- 
schen über gute Instrumente auf dem Gebiet der Konfliktverhü- 
tung. Um ihre Möglichkeiten zu stärken, ist jedoch die Weiter- 
entwicklung ihrer Instrumente und Einrichtungen notwendig. 
Insbesondere geht es dabei um folgende Maßnahmen: 
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a) Die Einrichtung eines Generalsekretariats in Wien hat die 
operativen Möglichkeiten der KSZE verbessert. Um rasche- 
res und effektiveres Eingreifen in Konflikte zu ermöglichen, 
sollte die Stellung des Generalsekretärs gestärkt werden. 
Die Gipfelerklärung sollte klar zum Ausdruck bringen, daß 
der Generalsekretär nicht nur auf Administration 
beschränkt ist, sondern in enger Abstimmung mit dem 
KSZE-Vorsitzenden auch politische Funktionen hat. Der 
Generalsekretär sollte in die Lage versetzt werden, Früh- 
warn-Erklärungen abgeben und Fact-Finding-Missionen 
entsenden zu können. Er sollte aufgrund eigenen Ent- 
schlusses Rechtsgutachten beim Internationalen Gerichts- 
hof einholen dürfen. 

b) Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten ist mit 
dem Mandat versehen, frühestmöglich über entstehende 
Konflikte zu informieren und Handlungsvorschläge zu 
unterbreiten. Daher ist eine bessere Ausstattung dieses 
Amtes von besonderer Dringlichkeit. 

c) Weiter sollte der Gipfel die Gremien der KSZE auffordern, 
entsprechend der Praxis der Vereinten Nationen und der 
Europäischen Union, neben Diplomaten hochrangige Politi- 
ker („elder statesmen"') für diese Aufgaben zu nominieren. 
Damit kann das politische Prestige und die Durchschlags- 
kraft der KSZE gestärkt werden. 

d) Mit der gegenwärtig in den Mitgliedstaaten zur Ratifizie- 
rung anstehenden Vereinbarung über Vergleichs- und 
Schiedsverfahren innerhalb der KSZE (Errichtung eines 
Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs) wird ein wichtiger 
Schritt vollzogen, um ein bindendes Instrument zur friedli- 
chen Streitbeilegung zu schaffen. Budapest sollte alle 
KSZE-Staaten ermuntern, dieser Vereinbarung beizutreten 
und die Bereitschaft unterstreichen, diese Vereinbarung 
rasch mit Leben zu erfüllen. 

e) Wenn die KSZE ihre Friedensmissionen intensivieren will, 
ist sie auf eine Erhöhung der Finanz- und Personalmittel 
angewiesen. Der vergleichsweise rasche Ausbau der opera- 
tiven Kapazitäten der Westeuropäischen Union zeigt, daß in 
kurzer Zeit erhebliche Mittel mobilisiert werden können - 
wenn der politische Wille vorhanden ist. Angesichts der 
allenthalben festzustellenden Engpässe in den öffentlichen 
Haushalten müssen hier Prioritäten neu überdacht werden. 

f) Die Bundesregierung muß darauf drängen, daß die KSZE 
für die neuen Aufgaben bei der Konfliktverhütung und 
beim Krisenmanagement auch die erforderlichen Ressour- 
cen erhält. Die Bundesregierung ist zugleich aufgefordert, 
ihren Haushaltsansatz für KSZE-Missionen anzuheben. 

Friedensmissionen, bei denen mit nichtmilitärischen Instru- 
menten gearbeitet wird, benötigen höchstqualifiziertes Per- 
sonal. Diese Experten müssen die jeweilige Landessprache' 
sprechen und über Zugang zu allen Arten von Informatio- 
nen über die jeweiligen Krisengebiete verfügen. Für diese 


4 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7959 


Zwecke ist daher eine Personalreserve des höheren Dien- 
stes beim Auswärtigen Amt zu bilden. Das Bundesministe- 
rium für Verteidigung sollte, wie bisher, qualifizierte Offi- 
ziere - insbesondere aus dem Zentrum für Verifikationsauf- 
gaben - zur Verfügung stellen. 

3.3 Abrüstung, Rüstungskontrolle, regionale Sicherheit 

Zur vorausschauenden Verhütung bewaffneter Konflikte kön- 
nen Abrüstung und Rüstungskontrolle einen wichtigen Bei- 
trag leisten. Bei der Gestaltung einer auf Zusammenarbeit und 
gegenseitigem Vertrauen gründenden neuen Sicherheitsord- 
nung wird ihre Aufgabe darin liegen, wirksame Barrieren 
gegen den Einsatz militärischer Gewalt zu schaffen. In diesem 
Rahmen sind Aktivitäten der KSZE besonders zu unterstützen, 
die darauf gerichtet sind, die Weiterverbreitung von Massen- 
vernichtungswaffen zu verhindern und dem Transfer konven- 
tioneller Rüstungsgüter enge Grenzen zu ziehen. 

Budapest muß das politische Gewicht des KSZE-Forums für 
Sicherheitskooperation (FSK) stärken und sollte der konven- 
tionellen Rüstungskontrolle und Abrüstung einen neuen 
Impuls geben. Die Bundesregierung ist zu einer entsprechen- 
den Initiative im Forum für Sicherheitskooperation aufge- 
fordert. 

Die „Harmonisierung der Rüstungskontroll- und Abrüstungs- 
verpflichtungen'' im Rahmen der KSZE ist die nächstliegende 
Aufgabe des Forums. Mit der Harmonisierung, die sich auf 
Informationsaustausch, Verifikation und Rüstungsbegrenzun- 
gen beziehen muß, würde ein wichtiger Schritt hin zu einer 
gemeinsamen KSZE-Sicherheitsregion getan. Der KSE-Ver- 
trag zur Limitierung der konventionellen Streitkräfte zwischen 
Atlantik und Ural bleibt davon unberührt. Er darf als Eckstein 
europäischer Stabilität auch nicht angetastet werden. 

Doch wir müssen schon heute darüber hinausblicken. Da die 
Abrüstungsverpflichtungen nach dem KSE- Vertrag Ende 1995 
erfüllt sein müssen, sind im nächsten Jahr die Weichen für 
Verhandlungen über künftige Abrüstungsschritte zu stellen. 
Budapest sollte den Weg für solche Verhandlungen im Rah- 
men des FSK freimachen und den Rahmen für diese Verhand- 
lungen abstecken. 

Dabei geht es um über den KSE-Vertrag hinausreichende, 
möglichst alle KSZE-Teilnehmerstaaten umfassende, tiefere 
Einschnitte bei den konventionellen Waffen, Militärausgaben 
und Streitkräften. 

Von besonderer Dringlichkeit sind Vereinbarungen zur 
Begrenzung der Luftstreitkräfte. Die KSZE soll darüber 
-ungeachtet der ebenfalls erforderlichen globalen Regelun- 
gen - Verhandlungen in Gang bringen. 

Es geht um eine Umstrukturierung der konventionellen Streit- 
kräfte, die deren Fähigkeit zu grenzüberschreitenden Angrif- 
fen weiter beschneidet, und um die Einbeziehung der Proble- 
matik qualitativer Rüstungskontrolle. 
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Von größter Bedeutung werden künftig Fragen regionaler 
Stabilität sein. Der Einrichtung regionaler Tische sollte daher 
bereits heute mehr Beachtung geschenkt werden. Insbeson- 
dere sind regionale Abrüstungskonzepte für die Balkan- 
Region - als Bestandteil einer umfassenden Friedenslösung - 
zu entwickeln. 

Weitere Vorschläge, etwa zur Einrichtung eines Regional- 
tisches „Ostseeraum", liegen auf dem Tisch. Ihre Umsetzung 
sollte rasch angegangen werden, unter Berücksichtigung der 
Interessen aller Teilnehmerstaaten. Es sollte geprüft werden, 
ob regionale Tische auch in anderen Gebieten nützlich sein 
können. 

3.4 Ökologische Sicherheit 

Es wird für die Zukunft Europas immer wichtiger werden, daß 
sich die KSZE mit den nichtmilitärischen Aspekten der Sicher- 
heit befaßt. Das betrifft insbesondere die Risiken grenzüber- 
schreitender Umweltzerstörung und die Risiken, die z. B. von 
unsicheren Kernkraftwerken ausgehen. Auf mittlere Sicht 
sollte sich die KSZE mit dem Vorschlag einer verbindlichen 
Umweltcharta beschäftigen, die die bisher vereinbarten 
Schadstoffobergrenzen und Schutzbestimmungen auf dem 
höchstmöglichen Standard zusammenführt und wo nötig 
ergänzt. Eine zwischenstaatliche Konsultation über Projekte 
mit grenzüberschreitenden Wirkungen sollte darin schon im 
Planungsstadium verankert werden. Gleichzeitig sollte dieser 
Mechanismus die Möglichkeiten der Staatengemeinschaft zur 
Unterstützung und Hilfe erhöhen. 

4. Wenn die KSZE ihren Beitrag zur Entwicklung einer funktio- 
nierenden Sicherheitsordnung in Europa leisten will, muß sie 
auf mehr öffentlichen und politischen Rückhalt bauen können. 
Nötig ist dabei die Aktivierung der parlamentarischen Mitwir- 
kung. Verstärkt werden sollte die Zusammenarbeit mit Nicht- 
regierungsorganisationen (NGO). Gerade wenn es um Früh- 
warnsignale geht, ist ein rechtzeitiger Informations- und Mei- 
nungsaustausch mit den kenntnisreichen NGO „vor Ort" von 
großem Nutzen. Aber auch bei der Vermittlung zwischen 
Konfliktparteien können NGO nützliche Dienste leisten. 

Mehr getan werden sollte in der Öffentlichkeit, um den Bürger- 
innen und Bürgern Informationen über die Arbeit der KSZE- 
Einrichtungen zu vermitteln. Hier sind Parlamente, Regierun- 
gen und KSZE-Einrichtungen gleichermaßen gefordert. 

5. Zur Vorbereitung der entsprechenden Aktionen wird die Bun- 
desregierung aufgefordert, die KSZE und die Vorbereitung 
des Gipfeltreffens von Budapest zu einem Schwerpunkt ihrer 
EU-Präsidentschaft zu machen. In enger Abstimmung mit 
Frankreich, das der deutschen Präsidentschaft nachfolgt, soll 
darauf hingewirkt werden, die KSZE politisch zu stärken und 
ihr mehr Unterstützung bei der Bewältigung ihrer Aufgaben 
zu verschaffen. 

Bonn, den 15. Juni 1994 
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